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Kurzfassung
Die etablierten Grundfreiheiten der Europäischen Union sind mittlerweile so selbst-
verständlich für die Menschen geworden, dass – wenig verwunderlich – die im Zuge der 
Eindämmung der Covid-19-Pandemie 2020/2021 gefällten Entscheidungen zur Ein-
richtung vorübergehender Grenzkontrollen sowie Quarantäne- und Testauflagen kon-
trovers diskutiert wurden. Gerade in Grenzregionen fanden diese Diskussionen in  
einer Atmosphäre großer und vor allem emotionaler Verunsicherung statt. Die Not-
wendigkeit politischen Handels war also offensichtlich. Die Bundesregierung legte da-
bei besonderen Wert auf eine vorausschauende, vertrauensvolle Zusammenarbeit 
mit den Regierungen der Nachbarstaaten Deutschlands, wobei sich hier Unterschiede 
je nach Nachbarland offenbaren. In künftigen Krisensituationen ist es in Verbindung 
mit eng mit den Nachbarn abgestimmten Verfahrensweisen unabdingbar, die Bürge-
rinnen und Bürger durchgehend auf allen Ebenen aktuell mit Informationen zu versor-
gen. Um dies zu gewährleisten, müssen jetzt die Voraussetzungen geschaffen werden. 
Der Bund hat in der Covid-19-Pandemie eine Struktur von Krisenstäben etabliert, die 
bei Bedarf reaktiviert werden kann. Grundsätzlich gilt, dass Beschränkungen und Kon-
trollen des Grenzverkehrs als Krisenreaktion immer behutsam erwogen werden soll-
ten. Viele Grenzregionen sind heute so eng zusammengewachsen, dass künstliche 
Trennungen Probleme verursachen und den Alltag empfindlich stören.

Schlüsselwörter
Krisenbewältigung – lessons learnt – Grenzregionen – Bundesministerium des Innern 
und für Heimat (BMI)
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The resilience of cross-border communication – cooperation across borders 
during the Covid-19 pandemic from the perspective of the Federal Ministry of 
the Interior and Community

Abstract
The established fundamental freedoms of the European Union have become so 
normal for people in the meantime that – unsurprisingly – the decisions to implement 
temporary border controls as well as quarantine and testing requirements taken to 
contain the Covid-19 pandemic in 2020/2021 were subject to controversy. In border 
regions especially, such discussions took place in an atmosphere of great and, above 
all, emotional uncertainty. The need for political action has therefore been obvious. 
The German government placed particular emphasis on foresighted, trusting 
cooperation with the governments of its neighbouring countries, although there were 
differences from country to country. In future crisis situations, it is essential to pro
vide citizens with up-to-date information at all levels in combination with closely 
coordinated procedures with neighbours. In order to guarantee this, the prerequisites 
must be created now. During the Covid-19 pandemic, the federal government has 
established structures of crisis units that can be reactivated if necessary. Restrictions 
and controls on border traffic should always be carefully considered as a crisis 
response. Many border regions have grown so closely together that artificial 
separations cause problems and severely disrupt everyday life.

Keywords
Crisis management – lessons learnt – border regions – Federal Ministry of the Interior 
and Community

1	 Einführung1

Neben Dienstleistungsfreiheit, Kapitalverkehrsfreiheit und Warenverkehrsfreiheit 
stellt nicht zuletzt die Personenverkehrsfreiheit eine der vier Grundfreiheiten des 
EU-Binnenmarktes dar. Letztere jedoch hat sich längst aus dem zunächst ökonomisch 
definierten Zusammenhang enthoben und wird von den Bürgerinnen und Bürgern der 
Europäischen Union primär als ihr eigenes, als ein EU-Bürgerrecht aufgefasst und 
wahrgenommen. Es dürfte wohl weniges in der Geschichte der europäischen Einigung 
geben, was sich auf die EU-Bürger in ihrem Alltag so stark auswirkt und gleichzeitig 
von ihnen so wertschätzend aufgenommen wird wie die Personenverkehrsfreiheit. 
Somit war es auch nur konsequent, sie 2012 in Artikel 3 Absatz 2 des Vertrages über die 
Europäische Union als eigenes Recht der Bürgerinnen und Bürger und nicht nur als 
Ausfluss des Binnenmarktes grundzulegen.

Es ist somit verständlich, dass die im Zuge der Eindämmung der Covid-19-Pandemie 
2020/2021 getroffenen Entscheidungen zu Grenzkontrollen sowie Quarantäne- und 
Testauflagen, die in ihrer Wirkung zweifelsohne tiefgreifende Einschränkungen der 

1		  Der Beitrag gibt praktische Einblicke in die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in Zeiten der 
Covid-19-Pandemie aus der Perspektive des Bundesministeriums des Innern und für Heimat (BMI) 
und stellt damit einen Erfahrungsbericht aus ministerieller Sicht dar.
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Personenverkehrswegefreiheit darstellten, von Anfang an höchst kontrovers disku-
tiert wurden. Diese Diskussionen fanden – insbesondere in den Grenzregionen – in ei-
ner Atmosphäre großer, vor allem auch emotionaler Verunsicherung statt. Seit dem 
Wegfall der stationären Personenkontrollen – 1995 an den Grenzen zu Frankreich und 
den BENELUX-Staaten, 1998 zu Österreich, 2001 zu Dänemark, 2007 zu Polen und zur 
Tschechischen Republik sowie 2008 schließlich auch zur Schweiz als einzigem Nicht-
EU-Nachbarn Deutschlands – war vielerorts in der Wahrnehmung der Menschen die 
Grenze als faktische und physische Barriere im Alltag aus dem Bewusstsein verschwun-
den.

Diese Veränderung war nicht nur rein emotional, sondern hatte auch handfeste Aus-
wirkungen auf Gesellschaft und Wirtschaft. Der Wegfall der Personenkontrollen 
durch das Schengener Abkommen hatte in den folgenden Jahren einen enormen An-
stieg des Grenzpendlerwesens zur Folge. Diese Menschen konnten nach Einführungen 
der Quarantäne- und Testauflagen sowie der zeitweisen Einreisekontrollen nicht mehr 
oder nur unter großen Schwierigkeiten zu ihrem Arbeitsplatz gelangen. Das Arbeiten 
im Homeoffice erfuhr zwar während der Pandemie einen enormen Schub, allerdings 
besteht in bestimmen Berufen wie etwa im Pflegebereich oder in Produktion und Lo-
gistik diese Alternative schlichtweg nicht.

Besonders in den Grenzregionen traten diese Herausforderungen potenziert auf, 
auch in Bereichen der kritischen Infrastruktur. So wären etwa Pflegeinrichtungen in 
den deutschen Grenzgebieten zu Polen und zur Tschechischen Republik von einem 
Ausfall des Personals jenseits der Grenze teilweise in ihrer Arbeitsfähigkeit bedroht 
gewesen, und das in der durch die Corona-Pandemie ohnehin schon sehr angespann-
ten Lage. Von maßgeblicher Bedeutung sind etwa auch Grenzpendlerinnen und pend-
ler für die Güterlogistik im Berliner Raum.

Die Notwendigkeit politischen Handels war also offensichtlich. Dass in Grenzregionen 
die Zusammenarbeit der Verantwortlichen auf beiden Seiten der Grenze für eine er-
folgreiche Politik wesentlich ist, liegt auf der Hand (siehe dazu u. a. auch Dittel/Weber, 
Scherer/Schnell und Ulrich in diesem Band). Dieses gilt insbesondere dann, wenn die 
nationalen Strategien zur Abwehr und zur Eindämmung der Pandemie nicht kongru-
ent sind. Die unterschiedlichen Bekämpfungsstrategien und methoden manifestieren 
sich dann an der – bislang z. T. nicht mehr wahrgenommenen – Grenzlinie. Die Bundes-
regierung legte daher besonderen Wert auf eine vorausschauende, vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit den Regierungen der Nachbarstaaten Deutschlands. Innerhalb 
des vom Bundesministerium für Gesundheit und vom damaligen Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat (BMI) getragenen Krisenstabes nahm sich dessen 
Bereich „KriSta  7 – Politischer Grundsatz  / Parlamentarische Angelegenheiten und 
Presse“ dieser Aufgabe an und wurde dabei von den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Ende 2018 neu eingerichteten Referats „Grenzüberschreitende regionale 
Zusammenarbeit“ unterstützt.

Für Grenzregionen gibt es im deutschen oder europäischen Recht keine Legaldefini
tion. Bei der Ausgestaltung der Regelungen für die Quarantäne- und Testauflagen 
wurden in Deutschland die Begrifflichkeiten „Grenzgänger“ und „Grenzpendler“ aus 
dem Steuerrecht herangezogen. „Grenzgänger“ sind demnach Personen mit Wohn-
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sitz in Deutschland, die täglich oder mindestens einmal wöchentlich zu ihrem Arbeits-
platz ins Ausland fahren. Umgekehrt kommen „Grenzpendler“ aus dem Ausland nach 
Deutschland. Diese Vorgehensweise hat sich bewährt, weil die heutige Arbeitsmobi
lität weit über die Grenzregionen im engeren Sinne hinausreicht, auch wenn sie in den 
Grenzregionen natürlich grundsätzlich häufiger anzutreffen ist.

2	 Rückschau der Krisenbewältigung

Beispielhaft werden im Folgenden Schlaglichter auf einzelne Grenzregionen und Pro
blemstellungen aus Sicht des Bundes geworfen. Allen Szenarien war gemeinsam, dass 
in Deutschland wie in allen seinen Nachbarländern die Corona-Eindämmungspolitik 
vom übergeordneten Ziel geleitet war, eine Überlastung des Gesundheitssystems un-
bedingt zu vermeiden. Die verantwortlichen Politikerinnen und Politiker standen un-
ter dem Eindruck der schrecklichen Nachrichten aus Norditalien in der Frühphase der 
Pandemie.

2.1	 Deutsch-französische Grenze

Bei Ausbruch der Pandemie in Europa waren die Infektionszahlen in Frankreich, be-
sonders in der Region Grand Est, etwas früher und schneller als auf deutscher Seite 
der Grenze angestiegen. Die Lage im Gesundheitssystem spitzte sich zu, zumal damals 
kaum Erfahrungen mit der Behandlung von Covid-19-Patienten verfügbar waren. Da-
her war es konsequent, dass Frankreich früher Beschränkungsmaßnahmen erließ als 
die Bundesregierung und die Landesregierungen in Deutschland. Es kam zu einer 
kurzzeitigen Zunahme des grenzüberschreitenden Verkehrs, weil in Frankreich viele 
Einrichtungen zu dieser Zeit schon geschlossen waren, während sie in Deutschland 
noch offen blieben. Die deutsche Seite war besorgt, dass das Virus verstärkt nach 
Deutschland eingetragen würde – und das in einer Lage, in der sich das Infektions
geschehen auch in Deutschland zuspitzte. So äußerten manche Länder die Bitte, 
sehr rasch vorübergehende Kontrollen an einzelnen Abschnitten der Landesgrenze 
Deutschlands wiedereinzuführen. Diese Bitte betraf zunächst in besonderer Weise die 
Grenze zu Frankreich.

Die Folgen dieser grenzpolizeilichen Kontrollen, die Bundesminister Horst Seehofer 
zuvor mit seinem französischen Amtskollegen abgestimmt hatte, waren in den Grenz-
regionen beträchtlich. Zwar gingen die Infektionszahlen tatsächlich zurück. Aber alle, 
die nicht als Grenzpendler, zur Aufrechterhaltung von Lieferketten oder aus anderen 
triftigen Gründen einreisen wollten, konnten nicht nach Deutschland. Wer einreisen 
durfte, musste teils längere Wartezeiten an den Grenzübergängen in Kauf nehmen 
und unterlag mitunter weitreichenderen Verhaltensbeschränkungen als die Wohn
bevölkerung vor Ort.

Umso wichtiger war die enge grenzüberschreitende Kooperation, die sich in der ers-
ten Welle der Covid-19-Pandemie schnell etablierte. Dazu gehörte die gegenseitige 
Übernahme von Patienten, wenn Behandlungskapazitäten knapp wurden. Hier be-
währte sich die deutsch-französische Zusammenarbeit ausgezeichnet. Krankenhäuser 
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in Deutschland konnten zahlreiche schwer erkrankte Patienten aus Frankreich über-
nehmen, weil diesseits der Grenze Behandlungsbetten, geräte und vor allem das uner-
lässliche Fachpersonal im erforderlichen Umfang zur Verfügung standen. Die Kosten 
der Behandlungen trug Deutschland.

Eine weitere Herausforderung im Verlauf der Pandemie war die Einstufung des fran-
zösischen Departement Moselle als Virusvariantengebiet durch die Bundesregierung 
im März 2021. Im Kampf gegen die Ausbreitung gefährlicher Mutationen des Corona-
virus verhandelten alle Beteiligten diesmal mit dem Ziel, Gesundheitsschutz und er-
leichterte Grenzübertritte miteinander zu vereinbaren und kommunizierten trans
parent und auf allen Ebenen, sodass die Einstufung und die damit verbundenen 
Auswirkungen nicht mehr so überraschend kamen. Dem Willen zu möglichst geringen 
Hindernissen wurde durch die Einrichtung eines deutsch-französischen Testzentrums 
in der Grenzregion zwischen dem Saarland und der Moselle Rechnung getragen, was 
von den Pendlerinnen und Pendlern positiv bewertet wurde.

Aber die mit der Einstufung einhergehenden deutlich verschärften Maßnahmen der 
Coronavirus-Schutzverordnung des Bundes verbaten unter anderem die Beförderung 
von Personen aus einem Virusvarianten-Gebiet nach Deutschland. Dies entpuppte 
sich als großes alltägliches Hindernis für Schülerinnen und Schüler, die mit dem Schul-
bus über die Grenze zur Schule fahren mussten, und stellte die Bürgerinnen und 
Bürger erneut vor Probleme. Das Thema war präsent, konnte aber bis zur Ausstufung 
nicht mehr gelöst werden. Es zeigt, dass diese in Krisenzeiten mit Hochdruck erlasse-
nen Gesetze nicht alle Auswirkungen im Blick hatten und auch nicht haben konnten.

2.2	 Deutsch-tschechische Grenze

Im deutsch-tschechischen Verhältnis überwiegt die Anzahl der nach Deutschland ein-
pendelnden Grenzpendlerinnen und Grenzpendler ganz eindeutig die Fälle in umge-
kehrter Richtung. Nicht nur für Pflegeeinrichtungen, sondern auch für viele Betriebe 
des verarbeitenden Gewerbes und des Handwerks sind Arbeitskräfte aus der Tsche-
chischen Republik unverzichtbar.

In Tschechien erfolgte die erste Bestätigung von Covid-19-Fällen am 1. März 2020. 
Daraufhin handelte die tschechische Regierung sehr schnell, bereits am 10. März wur-
den die Schulen geschlossen. Am 16. März 2020 wurden die Grenzen zu den Nachbar-
ländern geschlossen. Hiervon waren auch Berufspendler betroffen, nur Gesundheits- 
und Sozialberufe waren hiervon ausgenommen. Diese Maßnahmen wurden bis zum 
26. Mai 2020 beibehalten; danach waren lediglich touristische Reisen noch bis zum 
5. Juli 2020 untersagt.

Nicht zuletzt wegen dieser entschlossenen Maßnahmen galt die Tschechische Repu
blik lange Zeit als Vorbild bei die Pandemie-Eindämmung. Allerdings traf die „zweite 
Welle“ der Pandemie ab dem Herbst 2020 das Land mit voller Wucht, sodass ab Okto-
ber 2020 das öffentliche Leben wieder stark eingeschränkt werden musste. Der grenz
überschreitende Verkehr wurde erneut eingeschränkt, allerdings nicht mehr so rigo-
ros wie im Frühjahr.
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Am 14. Februar 2021 stufte Deutschland die Tschechische Republik als Virusvarianten-
gebiet ein und verband damit die Einführung verstärkter Personenkontrollen durch 
die Bundespolizei. Die Einstufung als Virusvariantengebiet wurde Ende März 2021 auf-
gehoben, allerdings blieb Tschechien noch bis Ende April 2021 Hochinzidenzgebiet. 

2.3	 Deutsch-polnische Grenze

Von Anfang an hatte die polnische Regierung in ihrer öffentlichen Kommunikation das 
Coronavirus als eine Gefahr von außen geschildert und auf diesem Narrativ aufbauend 
eine Politik besonders strikter Einreisebeschränkungen als effektiven Schutz vor die-
ser Gefahr medienwirksam in Gang gesetzt. Dahinter wurde in Deutschland zu gro- 
ßen Teilen nur unzureichend wahrgenommen, dass auch innerhalb Polens die Bürge-
rinnen und Bürger massive Einschränkungen im Alltag hinnehmen mussten.

Bereits am 15. März 2020 wurde an den polnischen Außengrenzen Ausländerinnen und 
Ausländern die Einreise verweigert. Polnischen Einreisenden wurde eine 14-tägige 
Quarantäne auferlegt. Damit konnten de facto Zehntausende polnischer Grenzpend-
lerinnen und pendler ihre berufliche Tätigkeit in Deutschland nicht mehr wie gewohnt 
ausüben. Hinzu kam, dass am selben Tag der gesamte grenzüberschreitende Perso-
nen-Eisenbahnverkehr eingestellt wurde.

Durch den Wegfall der Arbeitskräfte aus Polen drohte ein Personalnotstand in vielen 
Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen in den Grenzgebieten Deutschlands zu Polen, 
aber auch in der Logistik in und um Berlin. Um dieser Gefahr entgegenzutreten, ge-
währte das Land Brandenburg polnischen Grenzpendlerinnen und pendlern ein pau-
schales Übernachtungsgeld von 65  Euro. Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern 
führten ähnliche Modelle ein. Diese Maßnahme bewährte sich insoweit, als der be-
fürchtete Personalnotstand ausblieb.

Die weitgehende Abriegelung der Grenze zu Deutschland hob die polnische Regierung 
erst zum 13. Juni 2020 auf. Deutschland selbst nahm während der Pandemie lange Zeit 
keine besonderen Einschränkungsmaßnahmen für die Einreise aus Polen vor. Erst mit 
der Einstufung Polens als Hochrisikogebiet am 21. Dezember 2021 fanden auch die 
zusätzlichen Quarantäne- und Testanforderungen an polnische Einreisende Anwen-
dung. Von stationären Grenzkontrollen wurde seitens Deutschlands stets Abstand ge-
nommen.

3	 Instrumente der Pandemiebekämpfung

Während der Zeit der Pandemiebekämpfung war die grenzüberschreitende Kommu-
nikation zur Bewältigung der Herausforderungen, die die jeweiligen Maßnahmen nach 
sich zogen, essentiell. Dafür wurden verschiedene Formate genutzt.

Kooperations- und Kommunikationsformate
In der Öffentlichkeit gab es ein starkes Bedürfnis nach aktueller Information in Form 
zahlreicher Bürgeranfragen an das BMI, häufig Presseberichterstattungen und durch 
Berichte aus den Interessenvertretungen der Regionen.
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Die Covid-19-Krise und die sich damit ständig ändernden Regelungen, die von den na-
tionalen Regierungen in unterschiedlichem Rhythmus mit verschiedenen Rechtsvor-
gaben zu Verhaltens- und Quarantäneregeln, zu Einreisevoraussetzungen oder Mus-
tern für Bescheinigungen erlassen wurden, machten es notwendig, den Bürgerinnen 
und Bürgern in den Grenzregionen lebenspraktische Hinweise zu geben, die zudem 
sprachlich auf die jeweiligen Grenzregionen angepasst wurden.

Dem Bedürfnis nach aktuellen und rasch aktualisierten Informationen konnte auf na-
tionaler Ebene mit entsprechend aufbereiteten Informationen nachgekommen wer-
den. In den Internetauftritten der relevanten Ministerien waren die Informationen 
zeitnah nachzulesen.

Die direkten Vorab-Informationen des BMI über Regelverschärfungen wurden als sehr 
hilfreich wahrgenommen. Das BMI bemühte sich zudem, aktuelle Informationen um-
gehend direkt allen Ebenen zugänglich zu machen, damit diese auch in den Grenzregi-
onen verfügbar waren. Diese wurden den Akteuren in den Grenzregionen zur Verwen-
dung in ihren jeweiligen Medien zur Verfügung gestellt.

Auf institutioneller Ebene etablierten sich sehr rasch regelmäßige Koordinierungs
runden zunächst in Form von Telefonkonferenzen, später dann Videokonferenzen. 
Federführend waren die in den Ländern für die grenzüberschreitende Zusammen
arbeit zuständigen Organisationseinheiten. Diese Formate bewährten sich sehr, weil 
sie die zahlreichen unterschiedlichen Akteure aus Ländern, Bund und dem jeweiligen 
Nachbarstaat an einen virtuellen Tisch brachten. 

Ab März/April 2020 fanden regelmäßige virtuelle Konferenzen auf Fachebene von 
Bund, Ländern (überwiegend Staatskanzleien) und Grenzregionen der Nachbarstaa-
ten in der Pandemie statt. Im April wendete das BMI sich an die Länder mit dem Ange-
bot, mit allen Grenzregionen in einen Informationsaustausch mit dem Bund sowie den 
Nachbarstaaten zu treten, Anliegen zu unterstützen und koordinierend mitzuwirken. 
Dies wurde von vielen Grenzregionen angenommen. Aufgrund der bewährten Praxis, 
dass die Federführung bei der Kooperation in den Regionen bei den Ländern liegt, lag 
auch die Federführung bei den Formaten dort.

Die Bundesregierung konnte nicht mit allen Grenzregionen in der gleichen Art und 
Weise kooperieren. Das lag auch in den Charakteristika der Grenzregionen begründet: 
Unterschiedliche Rechtssysteme und Maßnahmen auf beiden Seiten der Grenze, un-
terschiedliche Intensität und Qualität der Kontakte mit Nachbarländern und unter-
schiedliche Geschichte bzw. politische Konstellationen gestalteten auch die Zusam-
menarbeit unterschiedlich.

Bei der Betrachtung der Bewältigungsstrategien in der Covid-19-Pandemie in den ver-
schiedenen Grenzregionen Deutschlands fällt auf, dass diese unterschiedliche An- 
sätze gewählt haben. Während der Bund im Südwesten Deutschlands, d. h. am Ober
rhein sowie in der Großregion, sehr frühzeitig und eng in die grenzüberschreitenden 
Abstimmungen einbezogen war, fokussierte sich beispielsweise das Dreiländereck von 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Belgien und den Niederlanden auf eine stärker 
regional geprägte Kooperation. Mit Polen kam es nach entsprechenden Entscheidun-
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gen der Zentralregierung in Warschau auch regional zu so gut wie gar keiner grenz
überschreitenden Zusammenarbeit.

Der Austausch adressierte alle Problemlagen wie das Infektionsgeschehen, die Ab-
stimmung von Beschränkungsmaßnahmen, das Grenzkontrollregime, grenzüber-
schreitende Patientenverlegungen, Regelungen für Grenzpendler oder Verkehrs
fragen. Er fand mit den Grenzabschnitten zur Schweiz, zu Frankreich (Präfektur Grand 
Est), zur Großregion im Westen und zur Tschechischen Republik im Osten statt. Die 
polnische Regierung konnte vom Mehrwert eines Austauschformats nicht überzeugt 
werden. 

Beispiel: Deutsch-französischer Ausschuss für grenzüberschreitende 		
Zusammenarbeit (AGZ)
In der deutsch-französischen Grenzregion war es der Ausschuss für grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit, kurz AGZ, der im zwischen Deutschland und Frankreich 2019 
unterzeichneten Aachener Vertrag angelegt war und 2020 konstituiert wurde, der in 
dieser Zeit die ideale deutsch-französische Plattform bot, die sofort institutionell ge-
nutzt werden konnte (vgl. auch das Gespräch mit Gröning-von Thüna in diesem Band).

Seine grundsätzliche Aufgabe ist es, bestehende Probleme im grenzüberschreitenden 
Raum aufzugreifen und einer Lösung zuzuführen. Durch seine breitgefächerte Mitglie-
derstruktur, die sämtliche Interessenträger in der grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit umfasst, konnten die wichtigen Akteure der nationalen, regionalen und lokalen 
Ebenen sowie die Parlamente und grenzüberschreitenden Einheiten wie Eurodistrikte 
und Euroregionen angesprochen werden.

Der Ausschuss tagte aufgrund der Dringlichkeit der Situation, anders als vorgesehen, 
in einer sehr engen Taktung und, ebenfalls anders als vorgesehen, nicht alternierend 
auf hochrangiger Beamten- und Staatssekretärsebene mit dem Vorsitz der beiden Be-
auftragten für die deutsch-französische Zusammenarbeit, sondern ausschließlich auf 
Staatssekretärsebene. Dies war dem Ernst der Situation und dem Bestreben geschul-
det, die deutsch-französischen Beziehungen mit der nationalen Ebene und dem 
Grenzraum einvernehmlich und konstruktiv zu regeln. Die Wogen der Empörung über 
die nationalen Maßnahmen, wie die vorübergehende Einführung der Grenzkontrollen, 
galt es zu glätten, die Hintergründe zu erklären und geeignete Maßnahmen zu finden, 
um die Beeinträchtigungen dennoch so gering wie möglich zu halten.

So konnte diese neue deutsch-französische Institution kurz nach ihrer Einrichtung ei-
nen sehr wertvollen und politisch sichtbaren Beitrag in dieser krisenhaften Zeit leisten 
und ihren Mehrwert unter Beweis stellen, und kann in Zukunft in ähnlich gelagerten 
Krisenfällen ad hoc wieder bereitstehen.

Mit Beruhigung der Gesamtlage kann der deutsch-französische Ausschuss für grenz
überschreitende Zusammenarbeit inzwischen wieder seiner eigentlichen Aufgabe in 
einem entsprechenden Sitzungsrhythmus nachkommen.
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Beispiele: Tschechische Republik und Polen
Dort, wo es auch vor der Pandemie keine regelmäßigen Austauschformate gab, muss-
ten die Kommunikationsstrukturen ad hoc aufgebaut werden. Dieses war für die 
Nachbarländer Tschechien und Polen der Fall.

Die noch im deutsch-tschechoslowakischen Nachbarschafts- und Freundschafts
vertrag von 1992 speziell für die grenzregionale Zusammenarbeit vorgesehene „Ge-
mischte Kommission“ ist niemals eingerichtet worden. Die Initiative zur Einrichtung 
eines pandemiebezogenen Austauschformats ging von den beiden Botschaftern, 
Tomáš Kafka in Berlin und Christoph Israng in Prag, aus. Konfrontiert mit vielen Anfra-
gen deutscher wie tschechischer Bürgerinnen und Bürger erkannten sie sehr schnell 
den Mehrwert eines kontinuierlichen und vor allem frühzeitigen Informationsaustau-
sches. Die Videokonferenzen, an denen neben den betroffenen Ministerien auf natio-
naler Ebene sowie den Botschaften und Generalkonsulaten auch Vertretungen von 
Sachsen und Bayern sowie von an Deutschland anrainenden tschechischen Regionen 
teilnahmen, fanden zeitweise im Wochenrhythmus statt. Dank hervorragender 
Deutschkenntnisse auf der tschechischen Seite war eine Verdolmetschung der Video-
konferenzen entbehrlich. Im Laufe der Zeit wuchs die Sensibilität für die besonderen 
Belange der jeweils anderen Seite und so auch das gegenseitige Vertrauen.

Die „Deutsch-Polnische Regierungskommission für grenznahe und regionale Zusam-
menarbeit“ (DPRK) tagt zwar regelmäßig und arbeitet kontinuierlich in verschiede-
nen Ausschüssen. Sie besitzt allerdings keine gemeinsame Struktur, etwa in Form ei-
nes gemeinsamen Sekretariats wie beim deutsch-französischen AGZ. Auch konnte die 
polnische Seite insbesondere zu Beginn der Pandemie nicht von dem Mehrwert eines 
gemeinsamen Austauschformats überzeugt werden. Da aber trotzdem ein großer Be-
darf am Austausch von Informationen bestand, verabredeten sich das BMI, das 
Auswärtige Amt sowie die Bundesländer Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vor- 
pommern und Sachsen zu einem monolateralen Austauschformat in Form einer 
Telefonkonferenz. Zwischenzeitlich wurde als Ergebnis entsprechender Vereinbarun-
gen auf der DPRK ein Kommunikationskanal zwischen den genannten vier deutschen 
Ländern und den drei Woiwodschaften Westpommern, Lebuser Land und Nieder-
schlesien eingerichtet.

4	 Lessons learnt – Erreichtes und Ausblick

Das BMI führte im Nachgang der Pandemie gemeinsam mit einer Auswahl an Ge-
sprächspartnerinnen und partnern aus der Gesamtheit von Kontakten in der Krise aus 
ausländischer Politik und Verwaltung, Gesellschaft, Landes- und Bundesverwaltung 
Evaluierungsgespräche. Dies sollte Raum zur Reflexion geben, was in dieser Zeit gut 
funktioniert hat und beibehalten werden könnte.

Zu Beginn der Krise hatte es viele kritische Stimmen und konfliktbehaftete Themen in 
den Grenzregionen gegeben. Dies galt insbesondere für die Einführung vorüber
gehender Grenzkontrollen, die als tiefer Einschnitt in den Alltag empfunden wurden 
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und nicht ausreichend gut kommuniziert worden waren. Es wurde außerdem kriti-
siert, dass die Bundesregierung (zu) passiv bei der Einrichtung von Austauschrun- 
den gewesen sei.

Doch in dieser Funktion trägt der Bund nur unmittelbar Verantwortung. Die Zusam-
menarbeit in den Grenzregionen liegt aufgrund der föderalen Ordnung zuallererst in 
der Zuständigkeit der Bundesländer; eine Gegebenheit, die bei den begründeten Vor-
teilen, die der Föderalismus bietet, gerade in Krisenzeiten auch Schwierigkeiten mit 
sich bringen kann. Der Bund ist in Deutschland verantwortlich für die auswärtigen 
Beziehungen, in Grenzgebieten allerdings sind die Länder für ihre Landesgesetze und 
deren Umsetzung verantwortlich. Sie sind es, die die Situation in den Grenzgebieten 
mit den regionalen Verbünden zuvorderst gestalten. Der Bund steht zur Verfügung 
und bietet eine Vermittlerrolle an.

Von den Beteiligten wurde außerdem die Gefahr von Doppelstrukturen gesehen, da es 
gerade mit den westlichen Grenzregionen schon eine Vielzahl von Formaten mit un-
terschiedlichen Teilnehmerkreisen und Schwerpunkten gab, die sich mitunter doppel-
ten.

Positiv bewertet wurde, dass durch den engen Kontakt das Netzwerk von Akteuren 
der grenzüberschreitenden regionalen Zusammenarbeit gefestigt werden konnte. 
Blaupausen für Formate der grenzüberschreitenden regionalen Zusammenarbeit sind 
entstanden. Diese wurden nach der Krise, wenn auch in einem loseren Rhythmus, ver-
stetigt.

Die Wege, um kritische und konfliktbehaftete Themen der Grenzregionen zu adressie-
ren, sind seitdem bekannt und verfestigt. Es wurde ein Kreis von Personen aufgebaut, 
der in einer Krise schnell und leicht wieder aktiviert werden kann.

Es war möglich, in den geschaffenen Formaten der grenzüberschreitenden regionalen 
Zusammenarbeit, zu denen hier auch der AGZ gezählt werden kann, einen offenen 
und konstruktiven Diskurs zu führen und Standpunkte auszutauschen – und das ohne 
mediale Begleitung. Positiv wurde die Ebenen übergreifende (lokale/regionale/natio-
nale Ebene) und ressortübergreifende Kooperation genannt.

Im Bewusstsein der Hauptstädte und nationalen Behörden beidseits der Grenzen wur-
de die Aufmerksamkeit auf das empfindliche Konstrukt von Grenzregionen gelenkt. 
Diese aktiv zu bewahren, sollte Aufgabe und Auftrag bleiben. Die pandemische Krise 
verdeutlichte die besondere Vulnerabilität der Grenzregionen noch einmal. Auch in 
diesem Licht sollte das Streben nach gleichwertigen Lebensverhältnissen weiter vor-
angetrieben werden.

Positiv wurde gesehen, dass eine sachliche Diskussion auf Arbeitsebene stattfinden 
konnte und dass eine lösungsorientierte Zusammenarbeit zwischen dem Bund und 
den Ländern möglich war – rasch und informell. Bislang etablierte Zusammenarbeits-
formate haben sich bewährt und sich als krisentauglich erwiesen. 
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Gezeigt hat sich aber auch offenbar, dass neue Formate erforderlich sind, um fach
liche Themen zu bearbeiten und um auf kommende Krisen vorbereitet zu sein. Dazu 
zählen insbesondere die Harmonisierung und der grenzüberschreitende Austausch 
von Gesundheitsdaten zwischen staatlichen Behörden. Erste Schritte sind getan  – 
weitere müssen folgen.

Im Ergebnis wurde der in der letzten Legislatur auf Bundesebene im BMI neu einge-
richtete Bereich für grenzüberschreitende regionale Zusammenarbeit für seine Ver-
mittlerfunktion gerade in der Krisenzeit sehr geschätzt. Er wurde als neuer Ansprech-
partner für die Grenzregionen wahrgenommen und als Signal für das Interesse der 
Bundesregierung an den Grenzregionen sowie als Vermittler gegenüber den Haupt-
städten der Nachbarländer verstanden.

5	 Fazit

Über allem Handeln lag das Primat der gesundheitspolitischen Argumente. Dies ließ 
andere grenzregionale Belange in den Hintergrund treten. Das zu hinterfragen war 
ebenso Teil der Krisenbewältigung und sollte es bei künftigen Herausforderungen 
wieder sein.

Der öffentliche Dienst wurde in der Ausnahmesituation als überraschend flexibel 
wahrgenommen. Unkonventionelle Kommunikationswege, Entscheidungen ohne 
mehrfache Absicherung, große Hilfsbereitschaft und Solidarität, persönliches En-
gagement und die Abkehr von Routinen wurden genannt.

Und so schwer die Pandemiezeit in den Grenzregionen auch war, sie bot diesen die 
Gelegenheit, die Aufmerksamkeit auf sich zu lenken, um ihre Interessen zu artikulie-
ren – sowohl in der Öffentlichkeit als auch in der Verwaltung, und zwar von der natio-
nalen bis zur europäischen Ebene.

Auch für künftige Krisenlagen ist es unabdingbar, die Bürgerinnen und Bürger auf allen 
Ebenen aktuell und unverzüglich mit den entsprechenden Informationen zu versor-
gen. Der Bund hat dafür eine Struktur von Krisenstäben geschaffen, die jederzeit 
wieder aktiviert werden kann.

Grundsätzlich sollten Beschränkungen und Kontrollen des Grenzverkehrs als Reaktion 
auf eine außerordentliche Lage behutsam erwogen werden. Viele Grenzregionen sind 
im Alltag so dicht zusammengewachsen, dass die künstliche Trennung große Pro
bleme verursacht und den Alltag empfindlich stört. In diese gelungenen Kristallisa
tionspunkte der europäischen Idee einzugreifen, sollte wohlbegründet sein. Der Un-
mut über spürbare Grenzen in einem eigentlich vereinten Europa schlägt leicht um in 
Kritik an der EU, weckt aber auch die Erinnerung an historische Ressentiments gegen-
über dem Nachbarstaat. Gerade in Zeiten, in denen der gesellschaftliche Zusammen-
halt mehr denn je fragil ist, sollten solche Maßnahmen besonnen erwogen werden.
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Krisen werden auch in der Zukunft keinen Halt an den Grenzen machen. Die Coro-
na-Pandemie hat gezeigt, dass viele vorher noch nicht denkbare Herausforderungen 
auf diese seit Langem so gut funktionierenden Grenzregionen zukommen können. 
Krisen werden sich nicht verhindern lassen, aber der Bund hat im Zusammenspiel und 
in der Konfrontation mit den Grenzregionen gelernt und wird künftig auf einem ande-
ren Niveau ansetzen können.
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